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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Wenige Tage nachdem das Parlament das Nachrichtendienstgesetz verabschiedet hatte,
begannen die Gegner des Gesetzes Anfang Oktober 2015 mit der
Unterschriftensammlung fir das bereits vorher angekindigte NDG-Referendum.
Jungsozialisten, Grine, die Piratenpartei, die Alternative Liste, die GSoA, der Verein
Grundrechte Schweiz sowie das Bundnis Digitale Gesellschaft schlossen sich dazu zum
~Blndnis gegen den Schnuffelstaat™ zusammen. Starthilfe erhielt die Allianz sogar aus
dem Ausland: Nils Muiznieks, Menschenrechtskommissar des Europarats, kritisierte kurz
vor der Schlussabstimmung im Parlament die geplanten Beschaffungsmassnahmen und
sah das in der EMRK verankerte Recht auf Respektierung des Privatlebens durch
Staatstrojaner in Gefahr. Anfang Dezember beschloss dann auch die SP an ihrer
Delegiertenversammlung, dem ,Blindnis gegen den Schnuffelstaat™ beizutreten. Bis zum
Ablauf der Referendumsfrist am 14. Januar 2016 reichten die NDG-Gegner gut 56'000
gultige Unterschriften bei der Bundeskanzlei ein, womit das Referendum
zustandegekommen ist und das Volk das letzte Wort zum NDG haben wird. '

Privatrecht

Der Vorschlag des Bundesrates zur Anderung des Zivilgesetzbuches fiir eine einfachere
Anderung des Geschlechts und des Vornamens im Personenstandsregister erzeugte in
der Vernehmlassung eine sehr positive Resonanz. Von 102 eingegangenen
Stellungnahmen lehnten funf (EDU, SVP, Christianity for Today, die Konferenz filr
Bioethik der Schweizer Bischofskonferenz sowie die Stiftung Zukunft CH) das Vorhaben
ab, weil kein Handlungsbedarf bestehe. Die Uberwéltigende Mehrheit der
Teilnehmenden  hielt  die  Vereinfachung der  Geschlechtsénderung im
Personenstandsregister indes flr notwendig. Eine grosse Mehrheit der Kantone regte
an, dass das Verfahren zur Geschlechts- und Vornamensénderung nicht wie vom
Bundesrat vorgeschlagen den Zivilstandsbeamtinnen und -beamten, sondern den
kantonalen Aufsichtsbehérden im Zivilstandswesen Ubertragen werden soll, um bessere
Rechtssicherheit zu gewahrleisten. Die Grlnen, die Jungen Grinen, die SP, die
Unabhéngigkeitspartei Schweiz und die Alternative Liste Zurich sowie zahlreiche
Organisationen fir Geschlechts- und Genderanliegen winschten sich noch
weitergehende Erleichterungen, um dem Grundsatz der Selbstbestimmung noch besser
Rechnung zu tragen. So schlugen sie etwa vor, auf die vorgesehene Mdoglichkeit der
Zivilstandsbeamtin oder des Zivilstandsbeamten, bei Zweifeln an den Beweggrinden
zusétzliche Abklarungen wie ein arztliches Zeugnis verlangen zu kénnen, zu verzichten,
weil die Betroffenen dadurch der Willkir der Beamtinnen und Beamten ausgesetzt
wirden. Viele Stellungnehmende forderten den Bundesrat dartber hinaus ausdrtcklich
auf, die Situation der Personen, die weder dem maénnlichen noch dem weiblichen
Geschlecht zugeordnet werden kénnen, zu tberprifen. ?

Innere Sicherheit

In der Woche nach der Schlussabstimmung in den eidgendssischen Raten Uber das
revidierte BUPF stellte sich - wie von SVP-Nationalrat und Komitee-Chef Franz Griiter
(svp, LU) bereits seit langerem angekiindigt - das Referendumskomitee .,Stop BUPF™
vor. Ihm gehorten neben der Piratenpartei, der Alternativen Liste und der Partei der
Arbeit auch die Jungfreisinnigen, die Jungen Grunliberalen, die Junge SVP sowie die
Juso an. Dazu kamen sieben zivilgesellschaftliche Organisationen, namentlich die
Digitale Gesellschaft, der Verein Grundrechte, Operation Libero, die Internet Society
Schweiz, der Chaos Computer Club Schweiz, die Stiftung pEp und Wilhelm Tux. Diese
ungewodhnliche Allianz von Jungparteien von links bis rechts deutete darauf hin, dass in
dieser Frage weniger ein parteiideologischer als vielmehr ein Generationenkonflikt
vorlag. Mitte April prasentierte das Komitee seine Argumente. Im Zentrum der Kritik
stand einerseits die als ,unverhéltnismassig™ angesehene Vorratsdatenspeicherung, bei
der zwar die Frist zur Aufbewahrung der Daten nicht verlangert, aber der Kreis der
Anbieter, die Daten flir die Behorden bereithalten missen, ausgeweitet wurde.
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Andererseits stérten sich die BUPF-Gegner an den Staatstrojanern, die fortan in fremde
Computersysteme eindringen und so verschlusselte Kommunikation abhéren kénnen.
Besonders stossend sei hierbei, dass die Staatstrojaner bestehende Sicherheitsllcken
ausnutzen sollen, wodurch ein ,legaler Schwarzmarkt von Sicherheitsllicken™ geschaffen
werde, so Norbert Bollow, Prasident der Digitalen Gesellschaft. Zum Abhdéren
verschltusselter Kommunikation gebe es auch andere Mittel, betonte JGLP-Co-
Prasident Pascal Vuichard und verwies auf die Firma Skype, welche auf
Gerichtsbeschluss hin mit den Behdrden kooperiere. Vonseiten der IT-Anbieter
kritisierte Jean-Marc Hensch, Geschaftsfihrer des Branchenverbandes Swico, die
~Uberrissenen Mitwirkungspflichten™, da auch kleinere Anbieter einen automatischen
Zugriff der Behdrden auf ihre Systeme einrichten mussten. Im Grundsatz war sich das
Komitee einig, dass die Privatsphare nicht auf Vorrat eingeschrankt werden solle - mit
den Worten von Juso-Prasident Fabian Molina: ,Im Zweifel fur die Freiheit.” Ebenfalls
im April trat die SP nach einem entsprechenden, &dusserst knappen Beschluss der
Delegiertenversammlung dem Referendumskomitee bei, allerdings gegen den
Widerstand ihres Parteipréasidenten Christian Levrat (sp, FR) und entgegen der Mehrheit
der Bundeshausfraktion, die das BUPF im Parlament gutgeheissen hatte.

Einen Monat vor Ablauf der Referendumsfrist am 7. Juli 2016 wurde bekannt, dass die
Unterschriftensammlung bis anhin harzig verlaufen war und deshalb noch rund die
Halfte der bendtigten 50'000 Unterschriften fehlten. Daraufhin erklarte Juso-Prasident
Fabian Molina den Abbruch der offiziellen Unterschriftensammlung. Er zeigte sich
enttduscht Uber die schwache Sammelleistung der burgerlichen Jungparteien und
glaubte nicht mehr an den Erfolg des Referendums. Die Allianzpartner ihrerseits
bezeichneten den Rickzug Molinas als feige und unzuverlassig und beklagten auch das
mangelnde Engagement der Juso, welche das Unterschriften-Soll auch nicht erfillt
hatten. Dennoch wollten sie nicht aufgeben und setzten die Unterschriftensammlung
auch ohne Beteiligung der Juso fort. Ende Juni sah es denn auch tatséchlich danach
aus, dass sich der Einsatz im Schlussspurt gelohnt hatte: Das Komitee verklindete,
55'000 Unterschriften erhalten zu haben, die lediglich noch beglaubigt werden
mussten. Nach dem Austritt der Juso habe sich ein .gewaltiger Alarmismus®
breitgemacht, der die Sammler zusatzlich anspornte, erklarte Hernani Marques vom
Chaos Computer Club. Er zeigte sich zuversichtlich, dass mindestens 51'000 gultige
Unterschriften beisammen seien und das Referendum damit zustande komme.

Wie sich am Tag des Ablaufs der Referendumsfrist herausstellte, hatte sich das Komitee
jedoch verkalkuliert. Von den gut 55'000 gesammelten Unterschriften trafen nur rund
45'000 rechtzeitig beglaubigt ein, damit sie bei der Bundeskanzlei hatten eingereicht
werden kénnen. Damit war das Referendum im allerletzten Moment gescheitert. Fur das
Komitee sei es eine ,gewaltige Enttduschung”. Schuld daran seien aber weder die
Sammlerinnen und Sammler noch die Gemeinden, sondern das Komitee selbst, das in
der Anfangsphase zu viel Zeit verloren habe, gab es in einer Mitteilung bekannt. Damit
wird das BUPF wie von den eidgendssischen Raten verabschiedet in Kraft treten. *

Wahlen
Wabhlen in kantonale Parlamente

Die grossen burgerlichen Parteien FDP und SVP konnten bei den Ziircher
Kantonsratswahlen ihre Mehrheit ausbauen und gewannen zusammen 10 Mandate
zurtick, welche sie 1987 hauptséachlich an die GP verloren hatten. Die SVP legte fast 4%
Wahleranteil zu und wurde daflr mit sechs Mandatsgewinnen relativ schlecht belohnt.
Zu den Gewinnern gehorte auch die SP mit neun zuséatzlichen Sitzen; sie konnte
allerdings ihren Wéhleranteil nur um zwei Prozentpunkte erhéhen. Die Griinen verloren
zwar zwei Mandate, hielten aber ihren 1987 errungenen Wahleranteil von Uber zehn
Prozent. Damit verbleiben sie klar vor der CVP viertstarkste Partei. Die eigentlichen
Verlierer dieser Wahlen waren die Parteien, die sich erklartermassen der Mitte
zuordneten: der LdU, die CVP und die EVP. Der LdU verlor in seiner einstigen Hochburg
auf einen Schlag acht Sitze, hatte dabei aber auch Proporzpech, denn sein Wahleranteil
sank nur um 2,2%. Seit seinem Hohepunkt mit 31 Mandaten im Jahre 1967 ist die
Sitzzahl des LdU kontinuierlich gesunken. Auch die EVP, welche in den letzten 25 Jahren
konstant 11 bis 14 Mandate halten konnte, erlitt nun eine schwere Einbusse von vier
Sitzen. Denselben Sitzverlust erlitt auch die CVP, welche nun aber schon zum zweiten
Mal hintereinander eine derartige Wahlschlappe einstecken musste. Die CVP konnte
sich nur in ihrer Hochburg Zurich und zum Teil in Dietikon halten; die EVP ihrerseits
verzeichnete gute Resultate im Zurcher Oberland, in Meilen und in Winterthur, wahrend
beim LdU der Rickgang der Wéhleranteile tGber den gesamten Kanton verteilt war.
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Unter den grin-alternativen Kleinparteien konnte sich einzig die Gruppe "Frauen macht
Politik" (FraP) mit zwei Sitzen in der Stadt Zurich behaupten. Die POCH und die SAP,
welche bei den letzten Wahlen am Bindnis "GAPF" (Grine Alternative, POCH, FraP)
beteiligt gewesen waren, haben sich seither aufgeldst und gingen in die SP, die GP oder
in die Alternative Liste auf. Diese Aufsplitterung erklart unter anderem auch, warum die
Alternative Liste Zurich 1991 (zusammen mit der Winterthurer Opposition WOP) nur
noch 1,6% Waéhleranteil und kein Mandat erreichte. Einzug ins Parlament konnte
erstmals die AP mit zwei Sitzen halten; sie erzielte vor allem in den Bezirken Uster,
Winterthur und Horgen gute Resultate. Wesentlich fur die Sitzgewinne war, dass sie in
den meisten Wahlkreisen eine Listenverbindung mit der NA, welche sich im Kanton
Zlrich noch nicht Schweizer Demokraten nannte, eingegangen war. Letztere verlor zwei
von ihren sechs Sitzen. Die Stimmbeteiligung sank von 45,8% bei den letzten Wahlen
auf 38,2%. Mit 36 Frauen (1987: 37) ist die weibliche Vertretung leicht zurlickgegangen
(20,6%). Bemerkenswert ist die Steigerung des Frauenanteils in der SP von 26,5% auf
34,9%. *

Im Kanton Ziirich wurden Mitte April die Gesamterneuerungswahlen 2015 bereits zum
dritten Mal nach dem Doppelproporzverfahren (doppelter Pukelsheim) durchgefiihrt.
Dieses Wahlverfahren, bei dem zuerst berechnet wird, wie viele Sitze einer Partei im
gesamten Kanton zustehen (Oberzuteilung), und anschliessend die Sitzgewinne den
Wahlkreisen zugeordnet werden (Unterzuteilung), wirkt sich auf das Verhalten der
Parteien aus. Listenverbindungen werden hier obsolet und im Prinzip haben auch
kleinere Parteien bessere Chancen, einen Sitz zu erobern. Damit es nicht zu einer zu
starken Fraktionalisierung kommt, wird der doppelte Pukelsheim im Kanton Zlrich mit
einer Wahlhurde von 5 Prozent kombiniert: In mindestens einem Wahlkreis muss eine
Partei also wenigstens 5 Prozent der dortigen Wéahlerschaft von sich Uberzeugen
kénnen, um an der Sitzverteilung teilnehmen zu kénnen.

Das neue Verfahren hatte bereits bei seiner ersten Anwendung 2007 eine massive
Reduktion der antretenden Listen von 47 (im Jahr 2003) auf elf (im Jahr 2007) zur Folge
gehabt. Im aktuellen Wahljahr 2015 nahm diese Zahl wieder ein wenig zu: Insgesamt
standen 13 Listen zur Wahl, auf denen 1734 Kandidierende aufgeflihrt waren (2003: 1968
Kandidierende; 2007: 1641 Kandidierende; 2011: 1720 Kandidierende). Mit vollen Listen
in allen 18 Wahlkreisen und ergo 180 Kandidierenden traten die FDP, die SP, die SVP
sowie die GLP an; bei der EVP und den Grlinen fehlte jeweils ein Kandidat fur eine volle
Liste. Auch die CVP (173 Kandidierende), die Alternative Liste (170 Kandidierende) und
die EDU (158 Kandidierende) traten in allen Wahlkreisen an, wéhrend die BDP (85
Kandidierende) und die Piraten (59 Kandidierende) nicht in jedem Wahlkreis Personal
rekrutieren konnten. Lediglich in einem Wahlkreis traten die Juso (7 Kandidierende im
Bezirk Uster) und die «Integrale Politik» (IP ZH) (4 Kandidierende im Bezirk Affoltern) an.
Weil keine Listenverbindungen maoglich sind, war das Engagement der Juso von der
Mutterpartei nicht gerne gesehen, da die Jungpartei die SP so Stimmen kosten kénnte.
Die IP ZH, ein Ableger der 2007 gegriindeten IP Schweiz trat zum ersten Mal an, konnte
aber kaum mit einem Uberspringen der 5-Prozent-Hirde rechnen. Im Gegensatz zu
2011 traten die SD - wie bereits in Basel-Landschaft - nicht mehr zu den Wahlen an;
man wolle sich nach dem Debakel bei den lokalen Wahlen 2014 neu orientieren, gab
Kantonalprasident Andreas Stahel zu Protokoll.

Insgesamt traten 159 der 180 Bisherigen wieder an, wesentlich mehr als in bisherigen
Jahren. Dies war freilich auch auf den Umstand zurlckzufiihren, dass mehr als ein
Viertel der 2011 gewahlten Abgeordneten wéhrend der Legislatur zurtickgetreten waren.
Der Frauenanteil unter den Kandidierenden lag bei 36 Prozent (2011: 34%), wobei bei
Links-Grun Uberdurchschnittlich und bei Rechts-Blrgerlich unterdurchschnittlich viele
Frauen kandidierten. Das Durchschnittsalter der Kandidierenden betrug 46 Jahre.

Die starkste Partei im Zurcher Kantonsrat, die SVP (54 Sitze), hatte 2011 zum zweiten Mal
in Folge bei den Kantonsratswahlen eine Niederlage einstecken mussen. Auch bei den
nachfolgenden nationalen Wahlen hatte man ein Nationalratsmandat verloren und war
ebenso bei der Ausmarchung um den Sténderat unterlegen. Zudem hatte die
Volkspartei bei kantonalen Abstimmungen haufig Niederlagen Uber sich ergehen lassen
mussen. Vor den anstehenden Wahlen 2015 zeigte man sich deshalb auffallend bemuht,
die burgerlichen Partner bei den Regierungsratswahlen nicht zu bruskieren, was
allerdings nicht ganzlich gelang: Weil einzelne FDP-Exponenten auch die
Regierungsratskandidatinnen und -kandidaten von SP und GP unterstitzten, verglich
der SVP-Kantonsprasident Alfred Heer die FDP mit einem Pudding, der einmal nach
links, einmal nach rechts neige.

Erklartes Ziel der SP, die mit ihren Anliegen im Rat jeweils nur dann durchkam, wenn sie
Kompromisse hin zur Mitte eingehen konnte, war eine Steigerung des Wéahleranteils um
zwei Prozentpunkte und eine damit verbundene Verstéarkung der momentan 35-
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kopfigen Fraktion. Die FDP (23 Sitze) befand sich im Aufwind; sie hatte nicht nur bei
den Kommunalwahlen 2014 zulegen kénnen, sondern mit Filippo Leutenegger auch den
zweiten Sitz in der Zurcher Stadtregierung zurlckerobert. Zum Mindestziel wurde
deshalb der Gewinn von drei Sitzen erklért, womit man allerdings nur die Hélfte der
Verluste von 2011 wettgemacht hatte.

Die Grlinen hatten 2011 mit der Wahl von Martin Graf in die Regierung einen Erfolg
gefeiert. Damals hatte man die Sitzzahl im Parlament (19 Sitze) mit einem leichten
Wahlerzuwachs halten kénnen. Dank dem Erfolg mit der kantonalen Kulturlandinitiative
erhoffte sich die GP auch bei den kantonalen Wahlen 2015 Aufwind. Die Grinen wollten
mindestens zwei weitere Mandate erringen und die viertstarkste Partei im Kanton
bleiben. Die GLP (19 Sitze) hatte kurz vor den Zircher Wahlen mit dem Uberdeutlichen
Nein zu ihrer nationalen Initiative «Energie statt Mehrwert besteuern» eine herbe
Niederlage einstecken mussen. Es blieb abzuwarten, ob dies auf die kantonale
Wéhlerschaft abfarben wirde. Die CVP (9 Sitze) hatte Ende Marz von sich reden
gemacht, als die Kandidatur des im Wahlkreis 3 (Stadtkreise 4 und 5) antretenden
Friedrich Studer fur ungultig erklart werden musste, weil der Prasident der CVP der
beiden Stadtkreise gar nicht mehr im Kanton Zirich wohnhaft war und so eine
Bedingung fur seine Wahlbarkeit verletzte. Zwar habe die CVP in diesem Wahlkreis
ohnehin keine Chance und die Listenstimmen wurden trotzdem mitgezahlt, die Sache
sei aber unschon, so der CVP-Stadtprasident Markus HungerbuUhler. Studer war aus
persoénlichen Griinden in den Kanton Solothurn umgezogen.

Fir die kleineren Parteien war das Uberspringen der 5-Prozent-Hiirde vordringlichstes
Ziel. Die EDU (5 Sitze) hatte dies 2007 und 2011 jeweils nur in einem Wahlkreis geschafft.
In Hinwil schien die Partei allerdings Uber eine relativ treue Wahlerschaft zu verflugen.
Auch die EVP (7 Sitze) hatte damals Uber GebUhr zittern missen. Da sich die EDU und
die EVP in den gleichen Wahlkreisen die christlichen Stimmen abspenstig machten,
drohte fur beide Ungemach. Wenig Sorgen Uber die Wahlhirde musste sich die
Alternative Liste (AL) machen, da sie im Wahlkreis 3 - also in den Stadtkreisen 4 und 5 -
jeweils sehr stark abschneidet. In der Regel lag die AL hier jeweils gar noch vor der SVP
und der FDP. Entsprechend strebte die Linkspartei Fraktionsstarke an. Zu den drei
bisherigen Sitzen, unter anderem gehalten von Markus Bischoff, der auch fur die
Regierungsratswahlen antrat, sollten also noch mindestens zwei weitere hinzu kommen.
Zittern musste hingegen die BDP, die ihre Kandidierenden auf einige Wahlkreise
konzentrierte. Vor vier Jahren noch hatte sie ihre sechs Sitze dank mehr als 5 Prozent
Wahleranteil in drei Wahlkreisen geschafft. Kaum Chancen konnten sich die Piraten und
die IP ausrechnen. Das Scheitern an der 5 Prozent-Hirde kénnte mitunter zu
dramatischeren Sitzverschiebungen fuhren als leichte Wahlerverschiebungen zwischen
den arrivierten Parteien.

In den Medien wurde der Wahlkampf insgesamt als lau bezeichnet, zumal kaum medial
verwertbare Skandale oder personalisierte Ereignisse, sondern insbesondere sachliche,
aber vermutlich nur wenig mobilisierende Podiumsdiskussionen im Zentrum standen.
Zu reden gab immerhin - auch das scheint ein Dauerbrenner kantonaler
Wahlkampagnen zu sein - die Plakatierung, die von den verschiedenen Gemeinden mit
unterschiedlichen juristischen Grundlagen sehr uneinheitlich bewilligt oder eben nicht
bewilligt wurde. Fur Gesprachsstoff sorgte auch ein Plakat der SVP, das Bundesratin
Simonetta Sommaruga zeigte, die von EU-Kommissionsprasident Jean-Claude Juncker
einen Begrlssungskuss erhielt. Das Plakat war mit dem Slogan «Wahle lieber SVP»
versehen. Zu reden gab der Umstand, dass die SVP den Schnappschuss ohne Erlaubnis
der Abgebildeten als Wahlwerbung verwendete, was rechtlich nicht zulassig ist. Weil die
Magistratin das Plakat aber weder kommentieren noch juristisch dagegen vorgehen
wollte, liess man die SVP gewahren.

Als grosse Siegerin der Zircher Kantonsratswahlen 2015 ging die FDP hervor. Der
Freisinn konnte um ganze acht Mandate und 4.4 Prozentpunkte an Wahlerstarke
zulegen (neu: 31 Sitze; 17.3% Waéhleranteil). Dieses «triumphale Comeback» nach
«jahrzehntelangem Niedergang» - so der Tages-Anzeiger - verhalf dem Birgerblock zur
absoluten Mehrheit, weil sowohl die SVP (54 Sitze) als auch die CVP (9 Sitze) ihren
Besitzstand wahren konnten: Beide legten leicht an Wahleranteil zu (SVP +0.4
Prozentpunkte; CVP +0.1 Prozentpunkte). Fir rechtsbirgerliche Anliegen ist allenfalls
nicht einmal die CVP noétig, da auch die EDU ihre 5 Sitze zu verteidigen wusste
(Wahleranteil: 2.7%; +0.1 Prozentpunkte). Zu den Gewinnerinnen durfte sich aber auch
die Linke zahlen. Die SP holte mit einem Wahleranteil von 19.7 Prozent (+0.4
Prozentpunkte) einen zusétzlichen Sitz (neu: 36 Sitze) und die AL konnte gar zwei
zusétzliche Mandate flr sich verbuchen und kommt nun auf 5 Sitze. Sie weiss neu 3
Prozent der Zircher Wahlberechtigten hinter sich (+1.4 Prozentpunkte); in den
Stadtkreisen 4 und 5 sind es gar 17.7 Prozent. Die Gewinne der FDP und der Linken
gingen unter anderem auf Kosten der Mitte. Zwar konnte die EVP ihren Wahleranteil um
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0.5 Prozentpunkte auf 4.3 Prozent steigern und damit einen Sitz gewinnen, die GLP und
die BDP mussten aber Federn lassen. Die BDP verlor einen Sitz (neu: 5 Sitze) und
verfligte nur noch Uber 2.6 Prozent Wahleranteil (-0.9 Prozentpunkte). Schlimmer
erging es der GLP, die 5 Sitzverluste verschmerzen musste (neu: 14 Sitze). Mit 7.6
Prozent Wahleranteil (-2.6 Prozentpunkte) Gberholten die Grinliberalen aber gar noch
die Grlnen, fur die die kantonalen Wahlen zum eigentlichen Debakel verkamen. Sie
verloren nicht nur ihren Sitz bei den Regierungsratswahlen, sondern mussten auch im
Parlament 6 Sitze rdumen (neu: 13 Sitze). Der Verlust von 3.4 Prozentpunkten, der noch
einen Wéhleranteil von 7.2 Prozent bedeutete, liess das Lager mit den griinen Anliegen
(GP und GLP) um einen Viertel schrumpfen. Fir die Piraten, die Juso und die IP waren
die Hurden zu hoch. Insgesamt 15 wiederkandidierende Kantonsratsmitglieder wurden
abgewanhlt.

Wie schon bei den Wahlen im Kanton Basel-Landschaft und im Kanton Luzern verflgte
der Blrgerblock aus SVP, FDP und CVP damit auch im Kanton Zirich wieder Uber eine
komfortable Mehrheit im Parlament. Dies sei der erfolgreichen burgerlichen Wahlallianz
«Top 5» zu verdanken, kommentierten burgerliche Kreise. Der Fraktionschef der SP,
Markus Spéath, gab allerdings in einem Interview zu Protokoll, dass die FDP und nicht die
Blrgerlichen gewonnen hatten. Er hoffe, die FDP werde jetzt wieder ein wenig
selbstéandiger und unabhangiger von der SVP und dass sich dies dann in bildungs-,
sozial- und gesellschaftspolitischen Fragen bemerkbar mache. Die Wahlerinnen und
Wahler seien der grinen Anliegen Uberdrissig und hatten «gemerkt, dass das nur
kostet und nichts bringt», erklarte hingegen SVP-Kantonsrat Hans-Peter Amrein am Tag
danach. Eine andere Interpretation lieferte indes CVP-Fraktionschef Philipp Kutter:
Umweltanliegen seien kein Alleinstellungsmerkmal der grinen Parteien, die
Energiewende beispielsweise sei breit abgestltzt.

Die Niederlage der grinen Krafte wurde in den Medien auch als Korrektur interpretiert,
nachdem diese vor vier Jahren stark vom Reaktorunfall in Fukushima profitiert hatten.
Eine Analyse der Wahlerverschiebungen infolge einer Nachwahlbefragung zeigte in der
Tat, dass zahlreiche Wéhlerinnen und Wahler der GLP und der GP aus dem Wahljahr
2011 im aktuellen Wahljahr der Urne ferngeblieben waren. Zudem hatte die GP viele
Anhéngerinnen an die SP und die AL verloren, wahrend zahlreiche Wahlerinnen und
Wahler der GLP zur FDP abgewandert zu sein schienen. Der Frauenanteil im Zircher
Parlament nahm von 33.3 auf 33.9 Prozent nur leicht zu. Zu reden gab nach den Wahlen
vor allem die historisch tiefe Wahlbeteiligung von 32.7 Prozent (2011: 38.2%). Erklart
wurde diese mit einer Entfremdung von der kantonalen Politik. Die lokale Verwurzelung
nehme durch Arbeitsmobilitat und Anonymisierung ab, was mit einem sinkenden
Interesse  an  kantonaler Politik und eben auch einer abnehmenden
Partizipationsbereitschaft einhergehe. ®

Kommunale Wahlen

Die grossen Gewinnerinnen der Ziircher Gemeinderatswahlen (Legislative) waren die
sozialdemokratische Partei, welche ihre Sitzzahl um acht auf 47 erhéhte, und die Griine
Partei, die ihre Vertretung auf zehn verdoppelte. Die SP verdankte ihre Sitzgewinne vor
allem den Listenverbindungen mit kleineren Parteien und auch einem gewissen
Proporzglick; ihr eigener Wahleranteil stagnierte. Zusammen mit der "Alternativen Liste
Zari 1990" (vier Sitze) und der Gruppierung " Frauen macht Politik" (drei Mandate)
verflgen die links-grinen Krafte fur die neue Amtsperiode Uber eine absolute Mehrheit
von 64 von 125 Mandaten. Die Verluste im burgerlichen Lager sind unterschiedlich
ausgefallen. Einerseits konnten die FDP und die SVP zusammen ihre Sitzstérke halten;
die FDP hat trotz massivem Zuwachs beim Wahleranteil zwei Sitze verloren, konnte aber
immerhin den wahrend der vergangenen Legislatur an die Auto-Partei verlorenen Sitz
von Rudolf Saxer wieder zurlickerobern. Die SVP erhdhte ihre Sitzzahl um ein Mandat
auf sieben. Andererseits wurde die CVP-Fraktion um annahernd einen Drittel, ndmlich
um funf Mitglieder, auf zwolf reduziert. Auch die Parteien der Mitte, LdU und EVP,
mussten Verluste von drei resp. zwei Sitzen hinnehmen. Am rechten Rand des
Parteienspektrums verlor die NA mehr als die Hélfte ihrer bisher 11 Sitze, und die Auto-
Partei schaffte es mit nur 3,5% Wahleranteil nicht, ins Parlament gewahlt zu werden.
Die beiden gegen Ende der letzten Legislaturperiode zur AP Ubergelaufenen
Gemeinderéte (der eine von der FDP, der andere von der CVP) konnten ihre Sitze damit
nicht verteidigen.

Die sich langerfristig abzeichnenden Tendenzen auf nationaler Ebene haben sich in
ZUrich nicht bestatigt: Die SP hat zwar in Bezug auf die Mandatszahl viel Terrain gut
gemacht und néaherte sich ihrem letzten Héhepunkt aus dem Jahre 1978 (50 Sitze),
stagnierte aber wahleranteilmassig auf ihrem tiefen Niveau von 1986. Umgekehrt glich
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die FDP wahleranteilméassig die massive Einbusse von 1986 wieder aus, verlor aber
weitere Sitze.

Die Wahlen des Stadtrates und des Gemeinderates waren in Zlrich durch einen
aussergewohnlich harten Kampf gepréagt. Zircher Wahlkampfthemen wie das
Wohlgroth-Areal und die SVP-Inseratekampagne tber "die Linken und die Netten" (mit
den Netten waren die anderen bilrgerlichen Parteien gemeint) fanden in der ganzen
Schweiz Beachtung, wobei vor allem der politische Stil umstritten war. Die SVP-Negativ-
Kampagne, welche die Schuld an Kriminalitdt, Drogenelend und Arbeitslosigkeit in
Zurich pauschal der linken Regierungsmehrheit in die Schuhe schob und nicht davor
zuruckschreckte, in ihren Inseraten eine falsche Graphik zur Kriminalitat zu verwenden,
fiel jedoch nicht nur durch ihre argumentatorische Harte auf. Sie wurde auch als der
teuerste Wahlkampf eingeschéatzt, den eine Lokalpartei in der Schweiz je gefiihrt hat.

In der Ziircher Stadtregierung kam es dann nicht zur angestrebten biirgerlichen
Wende: Die blrgerlichen Parteien konnten ihre Vertretung auf Kosten der EVP zwar von
drei auf vier Mandate erndhen, doch die rot/griin/christlich-soziale Mehrheit stellt mit
der Wahl von Monika Stocker (gp) weiterhin finf von neun Stadtratsmitgliedern. Mit
Monika Stocker sind die Grlnen erstmals in der Stadtzlrcher Exekutive vertreten; sie
Ubernahm den Sitz der zurlcktretenden parteilosen Emilie Lieberherr (ex-sp). Die SP
besetzt mit ihren Bisherigen Ursula Koch, Josef Estermann und Robert Neukomm
unverandert drei Sitze. Die CVP konnte ihren Sitz mit Wolfgang Nigg halten, nachdem
sie sich von Willy Kiing getrennt hatte. Willy Kiing erreichte als von der CSP portierter
Parteiloser dann gerade noch den neunten Regierungssitz. Die beiden Freisinnigen
Hans Wehrli und Thomas Wagner, dieser mit dem Spitzenresultat, wurden
wiedergewéhlt; einen dritten FDP-Sitz gewann zudem Kathrin Martelli (fdp) mit dem
viertbesten Resultat. (Wehrli (fdp) war 1992 in einer Ergénzungswahl flr den
zuricktretenden Kaufmann (ex-sp) gewahlt worden.) Ruedi Aeschbacher (evp) wurde
nach 16 Jahren Amsttatigkeit abgewahlt. Als einziger amtierender Stadtrat war er
weder auf der rot-griinen noch auf der burgerlichen Sechserliste aufgefiihrt und wurde
Opfer des stark polarisierten Wahlkampfes. Die Wahl verpasst hat auch Andreas Mdller
(svp), der zudem erfolglos als birgerlicher Herausforderer gegen den
sozialdemokratischen Stadtprasidenten Estermann antrat.

Anders als in der Exekutive biisste die Linke im Gemeinderat mit neun Sitzverlusten
ihre 1990 errungene absolute Mehrheit ein. Neu stehen 55 Sitze der rot-griinen
Parteien 57 burgerlichen Sitzen gegenulber. Die SVP verzeichnete einen Erdrutschsieg:
ihre Fraktion im Zurcher Stadtparlament wuchs um zwolf auf 19 Sitze; die FDP legte drei
Sitze zu. Die CVP busste weitere zwei Sitze ein, die SD verlor einen Sitz, wahrend die
Auto-Partei ganz leer ausging. LdU und EVP verloren einen resp. zwei Sitze. Die SP
behauptete sich trotz vier Sitzverlusten als starkste Partei, verloren haben aber ihre
Partner: Die Grunen bussten die Halfte ihrer Sitze ein und kamen noch auf flinf
Mandate. Die Alternative Liste gab zwei Sitze an die Frauenliste FraP ab, die neu auf funf
Sitze kommt. Die Vertretung der Frauen erhdéhte sich um sieben auf 47 von insgesamt
125 Mandaten (37,6%).

Kommunale Ersatzwahlen

Ende Oktober 2012 hatte der Ziircher Stadtrat Martin Vollenwyder (fdp) nach
10jahriger Tatigkeit seinen Riicktritt per Mai 2013 angeklindigt. Die Ersatzwahlen
wurden auf den 3. Marz angesetzt. Die 9-kopfige Zurcher Stadtexekutive war mit 4 SP-,
2 GP-, 2 FDP- und einem CVP-Sitz seit 2010 deutlich in links-griner Hand, weshalb die
FDP den Sitz von Vollenwyder unbedingt verteidigen wollte. Bereits friih brachte sich
deshalb der Freisinnige Marco Camin in Stellung. Er startete seinen aufwandigen
Wahlkampf bereits im November 2012 und konnte mit der Unterstitzung der
blrgerlichen Parteien SVP, CVP und EVP rechnen. Die SVP hatte sich frih entscheiden,
keinen eigenen Kandidaten zu portieren. Neben Camin bewarben sich Daniel Hodel
(glp), Richard Wolff (al) und der Parteilose Toni Stadelmann. Hodels Ziel war eine
breitere Mitte-Allianz, wahrend Wolff als stark in der linken Szene vernetzter Experte in
Stadtentwicklung in der Exekutive fUr einen linken Akzent sorgen wollte. Innerlinke
Verstimmungen - die Alternative Linke (al), die Uber einen Wahleranteil von rund 4%
verfugte, war im Parlament bei der gemassigten Linken mit extremen Forderungen ab
und zu angeeckt - aber auch taktische Uberlegungen - insbesondere die befiirchteten
Schwierigkeiten, bei den 2014 anstehenden Gesamterneuerungswahlen die eigenen
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Sitze bei einer starken burgerlichen Minderheit verteidigen zu kénnen - fihrten dazu,
dass die SP Stimmfreigabe beschloss und der ideologisch eigentlich nahe stehende
Wolff nur von der Juso und aufgrund eines ausserst knappen Parteibeschlusses auch
von der GP offiziell unterstitzt wurde. Hodel und Stadelmann fanden jeweils nur
Unterstltzung in der eigenen Partei. Wie erwartet brachte der erste Wahlgang vom 3.
Mérz noch keine Entscheidung, das absolute Mehr (30'339) wurde von keinem der vier
Kandidaten tbersprungen. Zur Uberraschung vieler lag Richard Wolff (al) mit 22'050
Stimmen nur sehr knapp hinter Marco Camin (24'184 Stimmen). Hodel (12185 Stimmen)
und Stadelmann (538 Stimmen) konnten hingegen nicht entscheidend eingreifen.
Wahrend Camin funf Wahlkreise fur sich entscheiden konnte, holte Wolff deren vier.
Auffallend war, dass Camin in den SVP-Hochburgen zwar einige Stimmen holte, dort die
Wahlbeteiligung aber unterdurchschnittlich ausfiel. Camin wurde vorgeworfen, zu
wenig pointiert und zu wenig burgerlich aufgetreten zu sein. In der Presse wurde
gemutmasst, dass Camin zu leichtgewichtig sei. Hinter vorgehaltener Hand wurde gar
ein Kandidatenwechsel gefordert. Camin selber hob hervor, dass er von den vier
Kandidierenden am besten abgeschnitten habe, versprach aber - wohl auch auf Druck
der SVP, die Wolff verhindern wollte - seine burgerliche Position deutlicher zu machen.
Insgesamt nahmen am ersten Wahlgang 34,6% der Wahlberechtigten teil. Fir den
zweiten Umgang, der auf den 21. April angesetzt wurde, zog sich Hodel zurtick. Die GLP
beschloss gleichzeitig Stimmfreigabe. Stadelmann hingegen wollte noch einmal
antreten. Die SP entschied, auch flir den zweiten Umgang auf eine Empfehlung zu
verzichten; dies wohl auch aufgrund des Mitte Marz angekindigten Rucktritts ihres
Stadtrates Martin Waser (sp). Die von Camin geschalteten, ganzseitigen Inserate mit
verdeutlichter burgerlicher Position ernteten nicht nur Beifall von Seiten der SVP,
sondern sicherten dem Freisinnigen auch die Unterstitzung durch die Volkspartei zu.
Eher unerwarteten Sukkurs erhielt Camin auch vom griinen Stadtrat Daniel Leupi, der
sich fur eine angemessene burgerliche Vertretung in der Stadtexekutive aussprach.
Schliesslich schaltete auch die CVP Inserate, auf denen sie vor Wolff warnten und
Camin empfahlen. Wolff selber machte sich noch einmal fir Wohnungsfragen und den
gemeinnutzigen Wohnungsbau, aber auch fur den O6ffentlichen und den
Langsamverkehr stark. Die Bemuhungen der Burgerlichen wurden nicht belohnt. Wohl
auch aufgrund der geringen Stimmbeteiligung von 28,3% und der besseren
Mobilisierung durch die Linke zog liberraschend Richard Wolff und nicht Marco Camin
in die Ziircher Stadtexekutive ein. Camin, der mit 26'865 Stimmen nur gerade 695
Zahler hinter Wolff (27'550 Stimmen) lag, - Stadelmann kam auf lediglich 761 Stimmen -
wurde erneut vorgeworfen, dass er das burgerliche Profil zu lange weichgezeichnet
habe. In der blrgerlichen Presse wurde des Weiteren die Frage gestellt, ob sich Wolff
vom oppositionellen Linksaussen tatsachlich zum Exekutivpolitiker wandeln wurde.
Erschwerend kam hinzu, dass Wolff ausgerechnet das Polizeidepartement zugewiesen
wurde. Dies wurde von linker Seite zwar als Vertrauensbeweis, von rechts aber als
Affront gewertet: ein ,Aktivistenfreund™ sollte nicht Polizeivorstand sein durfen, liess
sich etwa die SVP vernehmen. Als Folge der Wahlschlappe schworen sich die
Blrgerlichen, allen voran die enttduschte FDP und die .tief besorgte™ SVP auf die
anstehenden Gesamterneuerungswahlen ein. Ein burgerlicher Schulterschluss sei jetzt
erst recht von Noten. Bald nach den Ersatzwahlen brachten sich mit den Nationalraten
Doris Fiala (fdp) und Filippo Leutenegger (fdp) zwei Schwergewichte fir die Wahlen
2014 ins Gesprach. Auch die Linke kindigte Mitte September - nachdem sich Wolff ein
paar Mal bewahren konnte - einen Schulterschluss fur die Wahlen 2014 an, mit dem die
Verteidigung der sieben Sitze gelingen sollte. 8

Eidgendssische Wahlen

Die FDP blieb trotz ihren Verlusten starkste Partei und sprach als einzige mehr als 20%
der Waéhlenden an. Die SP rlckte mit einem gemessen am Wahleranteil knappen
Vorsprung, jedoch mit deutlich mehr Sitzen als die CVP auf die zweite Position vor;
vierte Partei blieb die SVP. Seit Bestehen der Zauberformel haben alle vier im Bundesrat
vertretenen Parteien zusammen und auch einzeln erstmals keine Sitze gewinnen
kénnen. 146 der 200 Nationalratinnen und Nationalrate gehéren einer dieser vier
Parteien an; zusammen erhielten sie 79% der Stimmen. An flnfter Stelle rangiert die GP
mit 6,1 % und neu 14 Sitzen. Gemessen am Wahleranteil folgen darauf die AP und die SD.
Mit lediglich 3% Wahleranteil erreichte die auf wenige Kantone beschrankte LP zehn
Sitze. Die im Parlament eine Fraktionsgemeinschaft bildenden LdU und EVP erzielten
2,8% resp. 1,9% der Stimmen und 5 resp. 3 Sitze. Erstmals in der Bundesversammlung
vertreten ist die EDU, welche gesamtschweizerisch auf einen Stimmenanteil von 1%
kam. Nicht mehr im Nationalrat vertreten sind hingegen die POCH; die Grin-
Alternativen sind es nur noch dank der FraP (ZH). lhre Kandidatinnen und Kandidaten
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waren teilweise von der SP, teilweise von der GP aufgenommen worden. Hingegen
konnte die PdA in der Waadt mit dem Kantonalpréasidenten Zisyadis einen zweiten Sitz
ergattern. Nach politisch-ideologischen Lagern analysiert, haben sich die rot-grinen
Krafte etwa halten kénnen, die politische Mitte ist weiter geschrumpft und das rechte,
ausserhalb der Regierung politisierende Lager ist klar gestarkt aus den Wahlen
hervorgegangen.

Durch Zusammenschliisse auf Fraktionsebene haben sich die Sitzverteilungen im
Nationalrat und die Wahleranteile noch leicht verandert; die Sozialdemokraten nahmen
den Vertreter der PSU (Tl), Werner Carobbio, und die FraP-Vertreterin Christine Goll
(ZH) in ihre Reihen auf, womit sie zusammen 19,1 % Anteil erhalten. Die urspriinglich
vorgesehene Absprache einer Fraktionsgemeinschaft zwischen Vertretern und
Vertreterinnen des links-grinen "DACH"-Blndnisses und der PdA kam, bedingt durch
das schlechte Abschneiden der alternativen Linken, nicht zustande; die beiden
Nationalrate der PdA blieben fraktionslos. Der einzige Gewéahlte der EDU, Werner
Scherrer (BE), verblieb auch ausserhalb der Fraktionen. Die CVP nahm den Vertreter der
unabhangigen Christlichsozialen Partei des Kantons Freiburg, Hugo Fasel, auf (37
Mandate, 18,6%). Der LdU bildete wie bisher zusammen mit der EVP und dem
parteilosen Herbert Maeder (AR) eine neunkdpfige Fraktion (5%). Die SD schliesslich
schlossen ein ZweckbUlindnis mit der Lega dei Ticinesi (7 Mandate). °

Von der 35kdépfigen Ziircher Delegation sind vierzehn neu im Rat; zum ersten Mal
wurde eine Frau der SVP gewahlt. Der sowohl fir den National- wie auch den Stédnderat
kandidierende Werner Vetterli (svp) schaffte den Sprung in die grosse Kammer. Flr die
SP kamen neu die als eher radikal eingestuften Andreas Gross, unter anderem GSoA-
Grindungsmitglied, und Hans Steiger dazu. Bei der EVP Uberfligelte der populéare
Pfarrer Ernst Sieber den erst 1990 ins Parlament nachgerlckten und erneut
kandidierenden Niklaus Kuhn, der damit ausschied. Die AP sowie die SD gewannen je
einen zuséatzlichen Sitz. Neu ist die Liste "Frauen macht Politik (FraP)" durch die
Journalistin Christine Goll vertreten. Der burgerlich-rechte Parteienblock ging mit zwei
zusétzlichen Mandaten gestarkt aus den Wahlen hervor, wobei vor allem das
rechtsnationalistische und populistische Lager profitieren konnte. Verlierer waren die
FDP und der LdU, dessen Sitzzahl halbiert wurde. ™

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Medizinische Forschung

Dafiir ausgesprochen hatten sich mit Ausnahme von AP, EDU, LP und SD alle im
Parlament vertretenen Parteien, die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen,
der Bauernverband und die Kleinbauernvereinigung, der Evangelische Kirchenbund, der
Katholische Frauenbund, die Standesorganisationen von Chemischer Industrie und
Medizin, die Kommission fir biologische Sicherheit, der Bund flr Naturschutz sowie
das ehemalige Initiativkomitee, welches 1987 mit der Einreichung seines
Volksbegehrens «gegen Missbrauche der Fortpflanzungs- und Gentechnologie beim
Menschen» die Diskussion Uberhaupt erst lanciert hatte.

Bekampft wurde der Verfassungsartikel von der Liberalen Partei, welcher die neuen
Regelungen bereits zu restriktiv waren. Als zu permissiv wurde er hingegen von AP, EDU,
der SD und der Jungen SVP abgelehnt, ebenso von der Vereinigung «Ja zum Leben»
unter der Fuhrung des Berner EVP-Nationalrats Zwygart, von zahlreichen
Frauenorganisationen wie der Ofra, der FraP und - abweichend von der Gesamtpartei -
vom Vorstand der CVP-Frauen, von Behindertenvereinigungen sowie vom Basler Appell
gegen Gentechnologie und der Schweizerischen Arbeitsgruppe Gentechnologie (SAG). "
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Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

Eine weitere Moglichkeit, die politische Betatigung von Frauen aktiv zu fordern, kénnte
in der Bildung eigentlicher Frauenparteien bestehen. In Luzern agiert seit einigen
Jahren eine Unabhangige Frauenliste (UFL), und bei den Stadtratswahlen in Zirich
erkdmpfte eine unabhéangige Frauenliste "Frauen-macht-Politik" (FRAP) drei Sitze. Aber
auch Uber die Parteien hinaus versuchten die Frauen, gemeinsame Politik zu betreiben.
So fand der Vorschlag von Nationalratin Monika Stocker (gp, ZH), fur das Jubildaumsjahr
eine besondere Frauensession zu planen, sehr schnell Unterstitzung weit Gber die
Parteigrenzen hinaus. Dass dieses weibliche Zusammengehen den Mannern nicht
unbedingt genehm ist, zeigte sich in Biel, wo die Frauen aller Parteien eine eigene
Frauenfraktion bilden wollten, dann aber von ihren maéannlichen Stadtratskollegen
zurlckgebunden wurden. ™

Der Frauenstreik 1991 war Ausgangspunkt fir die Bildung reiner Frauenparteien
gewesen (FraP! in Zirich, FraB in Basel). Diese waren mit dem Ziel angetreten, Frauen
und neue politische Inhalte in die Parlamente zu bringen. Christine Goll (ZH) wurde als
Einzige aus diesem Kreis in den Nationalrat gewahlt, trat aber 1997 der SP und deren
Fraktion im Bundeshaus bei, weil sie der Auffassung war, es sei nicht moglich, mit so
wenig infrastruktureller Unterstitzung die an sie gestellten Erwartungen zu erfullen. Im
Berichtsjahr I6sten sich Frap! und FraB mangels Nachwuchs auf.

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Linke und 6kologische Parteien

Unter dem Titel ,Eine andere Schweiz ist méglich™ formulierten Exponentinnen und
Exponenten der Solidarités aus Genf und Neuenburg, der Liste ,Pour une Alliance
socialiste - solidarités™ Waadt, der PdA und der Alternativen Listen Zurich, Aargau und
Winterthur eine Wahl- und Aktionsplattform, auf der sie sich insbesondere gegen eine
Einschrankung der Volksrechte, fur effektive Lohngleichheit von Mann und Frau, einen
Mindestlohn von 3'500 Fr., den Kampf fur wirdige Pensionen, welche diesen Namen
verdienten, sowie eine Aufenthaltsbewilligung flr die Sans-Papiers stark machten.
Erklartes Ziel war der Gewinn von mindestens finf Nationalratsmandaten, um die
Bildung einer gemeinsamen Fraktion links von SP und Griinen zu ermdglichen. Bei den
eidgendssischen Wahlen verlor die PdA einen ihrer urspringlich zwei Sitze zugunsten
der Solidarités. Bei den Kantonsratswahlen im Kanton Tessin eroberte die PdA ein
Mandat. ™

Gemeinsam mit Solidarités, den Alternativen Listen und der Jungen Alternative, die alle
links von der SP politisieren, grindete die PdA eine nationale Foderation, die sich
selbst als antikapitalistische Bewegung definiert. In der Westschweiz will sie unter dem
alten Namen ,A gauche toute®, in der Deutschschweiz vielleicht als ,Die Linke"
auftreten. Vorgesehen waren gemeinsame Listen bei den eidgendssischen Wahlen 2007
mit dem Ziel, im Nationalrat wieder Fraktionsstarke zu erreichen. Die Verwirklichung
dieses Ziels wuirde sowohl finanzielle Vorteile als auch die Mitarbeit in den
parlamentarischen Kommissionen bringen. Ein Grundlagenpapier forderte die
Zusammenarbeit der Foderation mit libertaren Bewegungen und deren Zeitungen. Auch
Volksinitiativen zu den Themen Minimallohn oder eidgendssische Erbschaftssteuer
waren geplant.

Im Berichtsjahr waren Bemihungen im Gange, eine neue, gesamtschweizerisch aktive
Partei links der SP zu griinden, die verschiedene linksalternative Bewegungen unter ein
gemeinsames Dach bringen soll. Die Gruppierung mit dem Namen ,Linke Alternative™
(auf Franzosisch .La Gauche®, auf ltalienisch .La Sinistra®™) hielt im November in
Schaffhausen eine Versammlung ab, an der der Grindungsbeschluss flr eine neue
Partei gefasst wurde, die antikapitalistisch und 6kosozialistisch politisieren soll. Die
Partei soll 2010 offiziell gegrindet werden und Wahler und Wéahlerinnen ansprechen,
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die von der Politik von SP und Griinen enttduscht sind. Am Grindungskongress in
Schaffhausen wurden auch erste inhaltliche Positionen festgelegt. Unter anderem
fordert die .Linke Alternative™ ein bedingungsloses Grundeinkommen und eine
Einheitskrankenkasse. Zu den Initianten gehdren Vertreter der PdA Waadt (POP) - mit
dem Zugpferd Josef Zisyadis (pda, VD) - und Deutschschweizer Alternative. '

Die aus der PdA und verschiedenen linksalternativen Bewegungen hervorgegangene
Alternative Linke (La Gauche, La Sinistra), die sich 2009 in Schaffhausen als nationale
Dachorganisation verschiedener kantonaler linker Gruppierungen konstituiert hatte
(v.a. PAA/POP, SolidaritéS und Alternative Liste), schaffte es nicht, den Nationalratssitz
des zurlcktretenden Joseph Zisyadis zu verteidigen, obwohl sie in Zlrich
(Mieterschutzdirektor Niklaus Scherr und Rechtsanwalt Marcel Bosonnet), Neuenburg
(Stadtprasident von Le Locle Denis de la Reussille), Genf (Souhail Mouhanna) oder in der
Waadt (Julien Sansonnens) mit bekannten Namen angetreten war. Auch in den
Kantonen Bern, Schaffhausen und Wallis war die Alternative Linke erfolglos angetreten.
Mit dem Sitzverlust ging die Uber 90-jahrige Geschichte der links-kommunistischen
Vertretung im Nationalrat zu Ende. Tatsachlich waren die Kommunisten und die
extreme Linke seit 1922 im Nationalrat vertreten - ausgenommen 1943 aufgrund des
1940 erlassenen Verbots der Kommunistischen Partei. Die vor allem in den
Westschweizer Kantonen starke Linke trat meist unter einer Doppelfiihrung von PdA (VD
und NE als POP) und SolidaritéS an. Ein Grund fiir den Misserfolg dirfte die mehr
schlecht als recht funktionierende Zusammenarbeit zwischen den traditionell ziemlich
zerstrittenen Parteien der extremen Linken unter dem Label LaGauche gewesen sein. In
den Kantonen Bern (Rolf Zbinden, pda), Zug (Stefan Gisler, al), Waadt (Julien
Sansonnens, pda; Sarah Frund; pda und Pierre Conscience, lg), Wallis (Olivier
Cottagnoud, al) und Neuenburg (Denis de la Reussille, pda und Pascal Helle, sol.)
versuchte die extreme Linke auch in den Standeratswahlkampf einzugreifen, allerdings
Uberall ohne Erfolg. 7

2009 wurde eine nationale Dachorganisation verschiedener linker Parteien unter dem
Namen Alternative Linke (La Gauche, La Sinistra) gegrindet, der sich verschiedene
Linksaussen-Gruppierungen anschlossen (v.a. PdA/POP, SolidaritéS und Alternative
Liste). Bei den kantonalen Wahlen traten die Linksparteien in den Kantonen Waadt und
Schaffhausen an. Wahrend sich die Alternative Liste im Kanton Schaffhausen langsam
von einer Protestpartei zu einer ernstzunehmenden linken Konkurrenz entwickelte -
mit zwei Sitzgewinnen erreichte die AL im Schaffhauser Parlament Fraktionsstarke -
musste La Gauche als Zusammenschluss extremer linker Parteien (PdA, Alternative,
Point de départ, SolidaritéS) im Kanton Waadt einen Sitzverlust hinnehmen.

Die Alternative Linke Schweiz (AL, LA Gauche, La Sinistra), eine Dachorganisation
verschiedener linker Gruppierungen (darunter PdA/POP, SolidaritéS und Alternative
Liste), konnte im Berichtjahr verschiedene Wahlerfolge feiern. Bei Ersatzwahlen in der
Stadt Zurich schaffte es Richard Wolff, der FDP einen Sitz abzujagen und im Kanton
Genf holte die vereinigte extreme Linke neun Sitze und war somit nach einigen Jahren
Absenz wieder im Genfer Parlament vertreten. ™

Das eigentliche, seit 2009 vorangetriebene Projekt der Alternativen Linken (AL), die
Einigung verschiedener radikaler linker Gruppierungen (darunter etwa PdA/POP,
SolidaritéS oder Alternative Liste) unter ein nationales Dach, verlief auch im
Berichtsjahr nur sehr harzig (vgl. dazu schon 2013). Zwar feierten verschiedene extreme
linke Gruppierungen im Berichtsjahr Wahlerfolge - so etwa die Alternative Liste, ein
Mitglied der AL, das in den Stadten Zurich und Schaffhausen je ein Exekutivmitglied
stellt. Ein national homogeneres Auftreten wird aber einerseits durch die stark
basisdemokratische Organisation und die skeptische Haltung gegentber fixen
Strukturen  erschwert.  Andererseits  verhindert auch die sprachregional
unterschiedliche politische Kultur der verschiedenen Gruppierungen ein nationales
Zusammengehen: Wahrend die radikale Linke in der Westschweiz eine grosse Tradition
hat und stark etatistisch eingestellt ist, erweisen sich die weniger traditionellen
Vereinigungen in der Deutschschweiz als eher staatsskeptisch. Gerade in der
Westschweiz kommt es auch unter den linken Gruppierungen selber immer wieder zu
Auseinandersetzungen. Schulterschlisse wie diejenigen der Kommunistischen Partei
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und der SolidaritéS in Genf oder der PdA und der SolidaritéS im Kanton Waadt, die
durchaus zu Erfolgen in Form von Sitzgewinnen gefuhrt hatten, sind eher selten. Der
Sekretar der AL, Frédéric Charpié glaubt dennoch nach wie vor an das linksalternative
Projekt; es brauche zwar noch Zeit, aber es sei realistisch, dass die AL in zehn Jahren
zwei oder drei Nationalratssitze gewinnen kénnte.

Andere Parteien

Die einzige FRaP!-Vertreterin (Frauen Macht Politik!) im Nationalrat, Christine Goll,
verliess die Frauengruppierung, weil sie ihr auf nationaler Ebene keine Chancen mehr
einrdumte. Im Nationalrat gehorte Goll bereits bisher der SP-Fraktion an. %

Die bisher lose strukturierte Bewegung Frauen macht Politik! (FraP) vollzog an ihrer
Vollversammlung vom 7. Dezember die Grindung zu einer Partei. Mit dieser Massnahme
soll der Vorstand gestarkt, verbindliche Strukturen geschaffen sowie das
Handlungsfeld auf wenige Themen konzentriert werden. Die FraP hatte zu diesem
Zeitpunkt je einen Sitz im Zurcher Kantons- und Gemeinderat (Legislative) inne.

Nach der Zurcher Gruppierung "Frauen macht Politik (FraP!) 1&ste sich Ende Jahr auch
die Frauenliste Basel (FraB) auf. Damit gibt es praktisch keine feministischen
Frauenparteien mehr in der Schweiz; nur noch in St. Gallen sitzt eine Frauenpartei-
Vertreterin im Stadtparlament. #?

1) Referendum gegen das Nachrichtengesetz steht - SRF.ch vom 04.02.2016; TA, 6.10.15; NZZ, 7.10., 24.10.15; TG, 5.11.15; AZ,
NZZ, 28.11.15; SO, 6.12.15; NZZ, 15.1.16; AZ, NZZ, 5.2.16

2) Ergebnisbericht Vernehmlassung Anderung des Geschlechts im Personenstandsregister

3) Medienmitteilung Digitale Gesellschaft vom 7.7.16; Medienmitteilung Piratenpartei vom 7.7.16; Medienmitteilung Stop BUPF
vom 23.3.16; Medienmitteilung Swico vom 7.7.16; Mitteilung Stop BUPF vom 7.6.16; AZ, 17.3.16; AZ, 18.3.16; BZ, LZ, 19.3.16; LZ,
24.3.16; SO, 27.3.16; LZ, 29.3.16; CdT, Lib, NZZ, TG, 13.4.16; TA, 11.5.16; Lib, NZZ, 8.6.16; BaZ, 15.6.16; Blick, NZZ, TA, 28.6.16;
NZZ, TA, 30.6.16; NZZ, TA, TG, 8.7.16

4) Kanton Ztrich (1991): Ergebnisse der Erneuerungswahl von 180 Mitgliedern des Kantonsrates fiir die Amtsdauer 1991-1995. ;
NZZvom 2.2.,9.3.,8.4. und 9.4.91; TA, 15.3., 8.4., 9.4.91.

5)NZZ, 6.1.,5.2.15; TA, 9.2.15; AZ, NZZ,14.2.15; TA, 24.2., 25.2.,14.3.15; AZ, 28.3.15; TA, 9.4.15; AZ, BaZ, NZZ, TA, 13.4.15; AZ,
15.4.15; WW, 16.4.15; TA, 17.4.15

6) NZZ und TA, 5.3.90.

7) Presse vom 7.3. und 8.3.94; NZZ,17.2.92, 7.1. und 11.2.94; WoZ extra, 18.2.94; LNN, 13.1., 22.1. und 26.2.94; SGT, 7.3.94.

8) Presse vom 4.3.13; NZZ, 5.1. und 9.1.13; TA, 16.1.13; NZZ und TA, 18.1. und 23.1.13; NZZ, 31.1. und 12.2.13; NZZ und TA, 16.2.13;
NZZ,17.2.13; Presse vom 22.4.13; NZZ, 24.4.13; WW, 25.4.13; NZZS und So-Bli, 28.4.13; NZZ, 29.4.,16.5.,17.5., 4.6.,5.6., 7.6.,
1M.9.und 11.11.13; TA, 2.12.13; NZZ, 5.3., 6.3.,11.3.,12.3.,16.3., 30.3., 6.4., 6.4. und 12.4.13.

9) BZ, 6.11.91; NZZ, 18.11. und 28.11.91; BZ, 20.11.91.

10) TA, 22.10.91.

11) JdG, 13.5.92; Presse vom 16.5.92.

12) Frauenparteien: S. Ricci-Lempen, "Politique: les sous-marins du féminisme", in Femmes suisses, 1990, Nr. 1, S. 12 f.; F.
Greising, "Zwei Jahre Unabhéngige Frauenliste Luzern", in Frauenfragen, 1990, Nr. 1, S. 30 ff. Frauensession 1991: Presse vom
6.11.90; Frauenfraktion Biel: BZ, 24.1., 16.6. und 28.8.90.

13) TA, 31.10. und 30.12.02; WoZ, 7.11.02. Zum Erfolg von traditionelle Parteien mit Frauenlisten siehe BZ, 27.6.02. Zum
Abschneiden der Frauen bei den NR-Wahlen 1999 vgl. Bund, 4.1.02. Zu den vom Parlament abgelehnten
.Sensibilisierungskampagnen™ zur Verbesserung der Wahlchancen von Frauen siehe oben, Teil |, 1c (Volksrechte).

14) 24h und LT, 20.6.03; WoZ, 17.7.03.

15) 24h, 13.1.06; TA, 16.1. und 31.1.06. Zur Lage der PdA in den Kantonen siehe NZZ, 5.1.06.

16) NLZ, 14.4.09; LT, 26.4. und 23.11.09; WoZ, 14.5.09; BZ, 19.10.09; BaZ, 7.11.09; NZZ und TA, 23.11.09; TA, 27.11.09.

17) BaZ, 19.1.11; WoZ, 10.2.11; 24h, 27.5.11; NZZ,13.8. und 19.8.11; TG, 5.9.11; NZZ, 22.9.11; 24h, 21.10.11; Presse vom 24.-26.10.11. ;
Lit. BFS.

18) TA, 23.4.13.

19) NZZ, 25.10.14

20) NZZ, 27.2.97; WoZ, 28.2.97

21) TA, 9.12.98

22) BaZ,16.10.02; TA, 31.10. und 30.12.02.
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